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Gemeinde Doberschütz, Bebauungsplan „Eilenburger Chaussee“ im Ortsteil 
Doberschütz 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., nimmt als 
nach § 3 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) anerkannter Naturschutzverband im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung zum Entwurf des Bebauungsplans „Eilenburger Chaussee im Ortsteil Dober-
schütz" (Stand 11.12.2025) wie folgt Stellung. 

Nach eingehender Prüfung der ausgelegten Planunterlagen (Stand 11.12.2025) begrüßen wir die städ-
tebauliche Zielsetzung einer Ortsabrundung in integrierter Lage mit guter ÖPNV-Anbindung. Die Planung 
weist bereits mehrere naturschutzfachlich positive Festsetzungen auf. Allerdings sehen wir an mehre-
ren Stellen Möglichkeiten zur naturschutzfachlichen Verbesserung der Planung. Wir regen daher Ergän-
zungen und Nachbesserungen an. 

Dem Vorhaben kann in der gegenwärtigen Form noch nicht zugestimmt werden. Es ergehen Forderun-
gen und Hinweise, die wir nachfolgend darstellen: 

I. Naturschutzrechtlicher Ausgleich 

Das Umweltgutachten (Ingenieurbüro Lücking & Härtel, Bericht Nr. 1109-N-02 vom 28.03.2025, im Fol-
genden: Umweltgutachten 2025) stellt fest, dass mit der geplanten Wohnbebauung „die betroffenen 
Flächen ihre Funktionen für den Naturhaushalt vollkommen verlieren" und bewertet die Umweltauswir-
kungen beim Schutzgut Boden als „hohe Erheblichkeit" (Umweltgutachten 2025, S. 8). Trotz dieser 
erheblichen Eingriffe wird aufgrund der Anwendung des beschleunigten Verfahrens nach § 13a Bauge-
setzbuch (BauGB) auf einen naturschutzrechtlichen Ausgleich verzichtet (Umweltgutachten 2025, S. 13). 

Die Planfläche umfasst bisher unbebaute landwirtschaftliche Flächen – im westlichen Teil extensiv 
genutztes Grünland, im östlichen Teil intensiv genutzte Ackerfläche (Umweltgutachten 2025, S. 6). Bei 
einer Neuversiegelung von insgesamt rund 0,87 Hektar durch Gebäude, Nebenanlagen, Straßen und 
Stellplätze halten wir einen Ausgleich im Umfang von mindestens 0,5 Hektar für angemessen. Hierfür 
bieten sich Extensivierungsmaßnahmen auf intensiv genutzten Ackerflächen im Gemeindegebiet, die 
Anlage mehrreihiger Feldhecken oder die Entwicklung dauerhafter Blühstreifen im Außenbereich an. 
Alternativ könnte eine Zahlung in einen kommunalen oder regionalen Kompensationspool erfolgen. 
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Wir sind uns bewusst, dass die Gemeinde vom Verfahren nach § 13a BauGB Gebrauch macht. Dennoch 
würde ein freiwilliger Ausgleich der Bodenschutzklausel des § 1a Absatz 2 BauGB besser entsprechen 
und die Akzeptanz der Planung erhöhen. 

II. Biodiversität im Siedlungsraum 

1. Gehölzartenlisten 

Die textlichen Festsetzungen sehen vor, dass nicht überbaubare Flächen „mit standortgerechten einhei-
mischen Baum- und Straucharten" zu gestalten sind (Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan, 
Stand 11.12.2025, im Folgenden: Textfestsetzungen 2025, Ziffer 1.8). Dieser Ansatz ist grundsätzlich 
richtig. Aus Erfahrung wissen wir jedoch, dass ohne konkrete Artenlisten häufig ökologisch wenig wert-
volle oder invasive Arten gepflanzt werden. Der Naturpark Dübener Heide hat in seiner Stellungnahme 
auf die Bedeutung von „Heidegärten" zur Förderung der biologischen Vielfalt hingewiesen (Begründung 
zum Bebauungsplan, Stand 11.12.2025, im Folgenden: Begründung 2025, S. 7). 

Wir regen an, eine Positivliste mit etwa 10 bis 15 heimischen Gehölzarten wie Hasel, Schlehe, Weiß-
dorn, Schwarzer Holunder, Hundsrose, Kornelkirsche und Feldahorn sowie ergänzend eine kurze Nega-
tivliste für invasive Arten wie Kirschlorbeer, Thuja und Forsythie aufzunehmen. Dies würde die ökologi-
sche Qualität ohne nennenswerten Mehraufwand verbessern. 

2. Eingrünungshecke 

Die geplante Hecke am östlichen Rand (Maßnahme M1, Textfestsetzungen 2025, Ziffer 1.8) mit einer 
Mindestbreite von 1,5 Metern ist grundsätzlich ein wichtiger Baustein. Aus naturschutzfachlicher Sicht 
ist diese Breite jedoch deutlich zu gering, um die Funktionen einer artenreichen, mehrschichtigen Hecke 
mit Kern-, Mantel- und Saumzone wirksam zu erfüllen. Fachliche Empfehlungen für ökologisch wirk-
same Hecken nennen Mindestbreiten von etwa 5 Metern. Nach Planzeichnung stehen zwischen Bau-
grenze und Grenze des Geltungsbereichs lediglich rund 3 Meter zur Verfügung. Wir fordern, im weiteren 
Verfahren zu prüfen, ob durch geringfügige Verschiebung der Baugrenzen oder Nutzung angrenzender 
Flächen eine Verbreiterung auf mindestens 5 Meter erreicht werden kann. Sollte dies nicht umsetzbar 
sein, ist zumindest die vollflächige Nutzung der verfügbaren 3 Meter für eine mehrreihige Pflanzung 
mit beidseitig extensiv gepflegtem Krautsaum sicherzustellen. 

3. Blühflächen 

Zur Förderung der Insektenvielfalt regen wir an, dass mindestens 20 Prozent der privaten Grünflächen 
als mehrjährige Blühwiesen mit zertifiziertem Regiosaatgut anzulegen sind. Dies würde dem Anliegen 
des Naturparks Dübener Heide entsprechen und Pflege sowie Wasserverbrauch reduzieren. 

4. Nisthilfen 

Ergänzend wären Nisthilfen für Vögel und Fledermäuse an den Gebäuden (etwa 2 pro Gebäude) eine 
wertvolle Maßnahme zur Kompensation des Lebensraumverlusts. "Ergänzend wären mindestens 2 
Nisthilfen pro Gebäude für Vögel und Fledermäuse eine wertvolle Maßnahme zur Kompensation des 
Lebensraumverlusts. Die Nisthilfen sollten artgerecht und funktionsfähig sein (z.B. nach Vorgaben der 
anerkannten Naturschutzverbände) und in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde oder sach-
kundigen Personen angebracht werden."  

III. Bodenschutz und Flächeneffizienz 

Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 kann gemäß § 19 Absatz 4 Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) durch Nebenanlagen auf 0,6 überschritten werden. Dies ergibt bei 11.475 Quadratmetern 
Wohngebietsfläche eine rechnerisch zulässige Überbauung von bis zu 6.885 Quadratmetern. Positiv ist, 
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dass für Stellplätze, Wege und Terrassen wasserdurchlässige Beläge vorgeschrieben sind (Textfestset-
zungen 2025, Ziffer 1.6), was die tatsächliche Vollversiegelung reduziert. Dennoch bleibt der Eingriff in 
den Boden erheblich. Wir regen an, die Grundflächenzahl auf 0,3 abzusenken, um die Flächeninan-
spruchnahme weiter zu minimieren. 

Wir regen an, die Grundflächenzahl auf 0,3 abzusenken. Dies würde die Versiegelung deutlich reduzie-
ren, größere Gartenflächen ermöglichen und dem Gebot des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden 
nach § 1a Absatz 2 BauGB besser entsprechen. 

IV. Regenwassermanagement 

Die Festsetzung zur dezentralen Versickerung wird ausdrücklich begrüßt (Textfestsetzungen 2025, Zif-
fer 1.5). Die Nutzung von Regenwasser zur Gartenbewässerung ist allerdings nur als Empfehlung for-
muliert (Begründung 2025, S. 15). Wir regen an, Zisternen mit einem Mindestvolumen von 5 Kubikme-
tern pro Wohneinheit verbindlich festzusetzen. Dies würde Grundwasserressourcen schonen und zur 
Klimaanpassung beitragen. 

V. Weitere Anregungen zu Klimaschutz und Energie 

Über die genannten Punkte hinaus regen wir an: 

• Photovoltaikpflicht für mindestens 50 Prozent der Dachflächen (nach § 9 Absatz 1 Nummer 23b 
BauGB zulässig) 

• Dachbegrünung bei Flachdächern (Neigung unter 15 Grad) zur Regenwasserretention und Förde-
rung der Biodiversität 

• Vorbereitung von Leerrohren für Elektroladesäulen an allen Stellplätzen 

 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


